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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die Bildung und Verwendung 
des Direktorfonds in den Betrieben der volkseigenen 

Wirtschaft im Planjahr 1953.
— Bildung und Verwendung des Direktorfonds in 

den Betrieben der volkseigenen örtlichen Wirtschaft 
mit vereinfachtem Finanz- und Leistungsplan —

Vom 31. August 1953

Gemäß § 16 der Verordnung vom 16. April 1953 über 
die Bildung und Verwendung des Direktorfonds in den 
Betrieben der volkseigenen Wirtschaft im Planjahr 1953 
(GBL S. 589) wird folgendes bestimmt:

I.
Bildung des Direktorfonds

§ 1
(1) Betriebe der volkseigenen örtlichen Wirtschaft 

mit vereinfachtem Finanz- und Leistungsplan bilden 
einen Direktorfonds in Höhe von 4 °/o der monatlichen 
Lohn- und Gehaltssumme.

(2) Dieser Direktorfonds wird nicht in einen Fonds I 
und Fonds II aufgeteilt.

Aus diesem ungeteilten Fonds werden sowohl die 
Ausgaben zur Verbesserung der Lebenslage der Ar­
beiter und Angestellten als auch die Ausgaben für 
das Rationalisierungs- und Erfindungswesen finanziert 
(gemäß §§ 11 und 12 der Verordnung vom 16. April 
1953).

(3) Berechnungsgrundlage für die Zuführung ist die 
für die Leistungsplanerfüllung tatsächlich gezahlte 
Bruttolohn- und Gehaltssumme, entgegen den Bestim­
mungen der Verordnung vom 16. April 1953 (§ 2 Abs. 4).

(4) Wird der Produktions- bzw. Leistungsplan nicht 
erfüllt, erfolgt eine Zuführung zum Direktorfonds in 
Höhe von 2V2 % der tatsächlich gezahlten Lohn- und 
Gehaltssumme.

(5) Beruht die Nichterfüllung der geplanten Pro­
duktion bzw. Leistung auf der Änderung gesetzlicher 
Bestimmungen oder ist sie auf Schwierigkeiten zurück­
zuführen, die nicht vom Betrieb verschuldet sind, so 
kann auf Antrag des Betriebes das zuständige örtliche 
Organ der Staatsgewalt entscheiden, daß der Betrieb 
die Zuführung zum Direktorfonds gemäß Abs. 1 mit 
4 °/o der Lohn- und Gehaltssumme vornehmen darf. 
Die Entscheidung ist je Einzelfall zu treffen und die 
zuständige Fachabteilung ist für die Prüfung und Be­
urteilung der in den Anträgen angeführten Begrün­
dungen verantwortlich.

(6) Wird im Betrieb durch Verbesserung des Arbeits­
ablaufes, durch Erfindungen oder durch sonstige Maß­
nahmen, die ausschließlich von der Belegschaft aus­
gelöst wurden, eine echte Selbstkostensenkung erzielt, 
die zu einem über den Plan hinausgehenden zusätz­
lichen Gewinn führt, so können 30 °/o des erzielten 
Mehrgewinnes dem Direktorfonds zugeführt werden.

Die Zuführung der 30 °/o kann quartalsweise erfolgen. 
Sie kann erst dann durchgeführt werden, wenn auf 
Grund der Kontrollberichte eine Anerkennung durch 
den Rat des örtlichen Organs der Staatsgewalt ge­
troffen ist. Die Quartalszuführungen sind nicht end­
gültig. Verbindliche Berechnungsgrundlage für die 
30 °/oige Zuführung aus dem zusätzlichen Gewinn ist 
das vom zuständigen Rat des örtlichen Organs der 
Staatsgewalt bestätigte Gesamtergebnis am Ende eines 
jeden Planjahres.

(7) Eine Zuführung zum Direktorfonds aus Einspa­
rungen von Umlaufmitteln darf in den Betrieben mit 
vereinfachtem Finanz- und Leistungsplan nicht er­
folgen.

II.
Finanzierung des Direktorfonds

§ 2
(1) Die Zuführungen zum Direktorfonds sind in den 

Betrieben, die planmäßig mit Gewinn arbeiten, aus 
dem,Gewinn und in Betrieben, die planmäßig mit Ver­
lust arbeiten, aus den im Plan vorgesehenen Quellen 
zu finanzieren.

(2) Entgegen den Bestimmungen der Verordnung vom
16. April 1953 (§ 10) ist der Direktorfonds der Betriebe 
mit vereinfachtem Finanz- und Leistungsplan nicht auf 
Sonderbankkonten zu hinterlegen. Er ist nur buch­
halterisch im Rechnungswesen der Betriebe gesondert 
nachzuweisen.

Der Direktorfonds darf zur Finanzierung der Pro­
duktion bzw. Leistung des Betriebes nicht benutzt 
werden.

(3) Haben Betriebe mit vereinfachtem Finanz- und 
Leistungsplan, die 1952 nach dem VEB-Plan arbeiteten, 
zum 31. Dezember 1952 auf besonderen Konten noch 
einen Bestand aus dem Direktorfonds I und II, dann 
sind diese Beträge in den Direktorfonds 1953 zu über­
nehmen.

(4) Ergibt sich aus dem Abschluß am Ende des Plan­
jahres, daß die Zuführungen zum Direktorfonds wäh­
rend des Planjahres insgesamt zu hoch waren, so ist 
der überzogene Betrag in der Bilanz des Betriebes zum 
31. Dezember als Forderung an den Direktorfonds aus­
zuweisen. Im folgenden Planjahr ist diese Forderung 
unverzüglich aus den laufenden Zuführungen zum 
Direktorfonds abzudecken.

III.
Verwendung des Direktorfonds

§ 3
(1) Aus dem Direktorfonds sind alle Maßnahmen zu 

finanzieren, die gemäß Verordnung vom 16. April 1953, 
§§11 und 12, in den volkseigenen Betrieben mit VEB- 
Plan sowohl aus dem Fonds I als auch aus dem 
Fonds II entnommen werden.

Eine Feststellung bestimmter Prozentsätze für die 
einzelnen Maßnahmen erfolgt nicht.

(2) Maßnahmen des zusätzlichen Baues und Ausbaues 
von Werkwohnungen, kulturellen und sozialen Einrich­
tungen können in Angriff genommen werden, nachdem 
die Mittel im Direktorfonds angesammelt und zweck­
gebunden bei der Deutschen Investitionsbank hinterlegt 
sind. Hierzu muß die Zustimmung zur Durchführung 
des Vorhabens bei gemeinde- und kreisangehörigen 
Betrieben von der Plankommission des zuständigen 
Rates des Kreises und bei bezirkszugehörigen Betrieben 
von der Plankommission des Rates des Bezirkes vor­
liegen.

(3) Für die sozialen und kulturellen Einrichtungen 
ist ein Finanzierungsplan aufzustellen, aus dem her­
vorgeht, in welcher Höhe Zuschüsse aus dem Direktor­
fonds erforderlich sind. Nimmt der Betrieb am Werk­
küchenessen anderer Betriebe teil, dann ist mit diesem 
ein Vertrag über eventuelle Zuschüsse zur Werkküche 
abzuschließen.

(4) Eine Zuführung aus dem Direktorfonds der Be­
triebe mit vereinfachtem Finanz- und Leistungsplan an 
den bei-den örtlichen Organen der Staatsgewalt für die


